
keiten wurden von den Prozeßbeteiligten und von den 
zahlreichen Journalisten aus allen Teilen Europas als 
bedeutsamer Höhepunkt des Prozesses empfunden. Die 
ruhige, aber entschiedene Art, in der sie einen wesent­
lichen Anklagepunkt widerlegten, machte den krassen 
Widerspruch zwischen dem Auftreten von Vertretern 
einer den Lebensinteressen der Völker dienenden Be­
wegung und dem Vorgehen der Gesinnungsjustiz Bonns 
als einem Hauptmittel der Militaristen zur Unterdrük- 
kung der Friedenskräfte offenbar.

Prof. B e r n a 1 bezeichnete die Sicherung des Welt­
friedens, die Abrüstung und das Verbot der Atom­
waffen als die wesentlichsten Ziele der Friedensbewe­
gung. Besondere Anliegen seien in diesem Zusammen­
hang die Bildung einer atomwaffenfreien Zone in Mit­
teleuropa, das Durchsetzen einer Politik der Koexistenz 
und des Disengagements. Auch das westdeutsche Frie­
denskomitee habe nach seinem Eindruck diese einzig 
vernünftigen Ziele vertreten. Man habe im Weltfrie­
densrat die deutsche Frage sehr oft diskutiert. Deutsch­
land dürfe — und das stand im Mittelpunkt der Erörte­
rungen — nicht wieder der Ausgangspunkt kriegeri­
scher Auseinandersetzungen werden. „Die Lösung der 
deutschen Frage“, hob Prof. Bemal hervor, „ist aber in 
erster Linie eine Sache der Deutschen selbst.“

„Der Weltfrieden ist unmöglich ohne Zusammenarbeit 
mit den Kommunisten“, erklärte Prof. Bernal. Die Frage 
der Parteizugehörigkeit erscheine ihm jedoch nicht als 
sehr bedeutsam. Von den ihm bekannten Angeklagten 
habe er nie den Eindruck gehabt, daß sie sich für etwas 
anderes als den Frieden eingesetzt haben. Mit Nach­
druck verwies Prof. Bemal auf die Tatsache, daß die 
Friedensbewegung in anderen Ländern nicht verboten 
ist — mit nur wenigen bezeichnenden Ausnahmen, wie 
z. B. in Spanien und Südkorea.

Der Dekan von Canterbury, Hewlett J o h n s o n ,  er­
klärte im Anschluß hieran: „Die Arbeit im Weltfrie­
densrat steht völlig in Übereinstimmung mit meiner 
christlichen Überzeugung.“ Man müsse aus christlicher 
Sicht unbedingt an der Arbeit der Weltfriedensbewe­
gung teilnehmen. Die in ihrem Rahmen gepflegte Zu­
sammenarbeit mit Menschen der verschiedensten poli­
tischen Richtungen sei für den Frieden notwendig. „Ich 
bin über die Zusammenarbeit mit den Kommunisten 
in der Weltfriedensbewegung sehr froh. Die Weltfrie­
densbewegung“, betonte der hohe geistliche Würden­
träger zum Abschluß seiner Ausführungen, „ist eine 
der bedeutendsten Körperschaften, die es ermöglichen, 
die Ideen des Friedens den Menschen nahezubringen.“

Dr. K.

Brief des Generalstaatsanwalts der DDR 
an die Justizminister aller westdeutschen Länder

Sehr geehrter Herr Minister!

Angesichts der zunehmenden nazistischen Umtriebe 
und antisemitischen Exzesse in den Ländern der Bun- 

’'desrepublik halte ich es für meine Pflicht, mich an Sie 
zu wenden und an Ihre Verantwortung für eine von 
demokratischen Grundsätzen getragene Justiz zu ap­
pellieren.

Der Ausbruch des faschistischen Ungeistes in der 
Bundesrepublik hat unter der Bevölkerung beider deut­
scher Staaten und in der Weltöffentlichkeit große Em­
pörung und schärfsten Protest hervorgerufen. In den 
Protesten und in den Stellungnahmen der westdeut­
schen Presse kommt zum Ausdruck, daß die Ursachen 
der faschistischen Ausschreitungen nicht bei den un­
mittelbaren Tätern, sondern vielmehr in der Tätigkeit 
schwer belasteter Nazis und Kriegsverbrecher in lei­
tenden Stellen des Staates, der Justiz, im Erziehungs­
und Bildungswesen, in der von bestimmten Regierungs­
stellen geförderten Verbreitung militaristischen und 
revanchistischen Gedankengutes zu suchen sind.

In wachsendem Maße fordert die demokratische Öf­
fentlichkeit in Deutschland und im Ausland insbeson­
dere die Entfernung der eintausend Nazi-Richter und 
-Staatsanwälte aus der Justiz, die — wie die Dokumen­
tationen des Ausschusses für Deutsche Einheit bewei­
sen — unter Hitler das Recht gebeugt und Tausende 
unschuldiger Menschen in den Tod geschickt haben.

Pressemeldungen habe ich entnommen, daß die Justiz- 
ministef der Länder der Bundesrepublik bereits im 
vergangenen Jahr übereingekommen seien, gerichtliche 
Verfahren gegen belastete frühere NS-Richter und 
-Staatsanwälte einzuleiten. Die Beweismittel sollten von 
der Obersten Staatsanwaltschaft der Deutschen Demo­
kratischen Republik angefordert werden. Ich muß je­
doch feststellen, daß mir eine solche Anforderung bis­
her nicht zugegangen ist.

ich übersende Ihnen daher eine Liste der bisher 
festgestellten Richter und Staatsanwälte, die durch ihre 
frühere Tätigkeit an faschistischen Sondergerichten und 
Kriegsgerichten aufs schwerste belastet sind. Diese Auf­
stellung, herausgegeben vom Ausschuß für Deutsche 
Einheit, enthält Beweismaterialien, die erkennen lassen, 
wie in den Händen dieser Richter und Staatsanwälte 
das Recht zum Instrument faschistischer Willkür und
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die Justiz zum Werkzeug blutigen Terrors wurde. Ich 
darf darauf verweisen, daß auch Herr Generalbundes­
anwalt Dr. Güde die Echtheit der Materialien des Aus­
schusses für Deutsche Einheit ausdrücklich bestätigte.

Heute erscheinen in den westdeutschen Städten 
wieder die Hakenkreuze und antisemitischen Losungen 
an den Häuserwänden; Synagogen und antifaschistische 
Mahnmale werden besudelt. Zu gleicher Zeit werden 
die Vertreter der Friedensbewegung vor Gericht gestellt 
und das Verbot der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes beantragt. Gewerkschafter aus der Deut­
schen Demokratischen Republik, die um der Sicherung 
des Friedens willen die Verständigung mit ihren Kol­
legen in Westdeutschland suchen, werden ins Gefängnis 
geworfen. Mitglieder der gewählten Volksvertretungen 
der DDR, die zu gesamtdeutschen Gesprächen in die 
Bundesrepublik fahren, werden wie gemeingefährliche 
Verbrecher widerrechtlich aus dem Zug heraus ver­
haftet und zu Freiheitsstrafen verurteilt.

Bei einer solchen Praxis drängt sich die Frage auf, ob 
erneut die Justiz in den Dienst des Unrechts, des 
Terrors gegen die demokratischen und friedliebenden 
Kräfte gestellt wird.

Die Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Re­
publik verfolgt mit wachsender Unruhe und Empörung 
diese Entwicklung, die so offenkundige Parallelen mit 
der faschistischen Vergangenheit und dem Mißbrauch 
der Justiz unter der Nazidiktatur aufweist. Im Namen 
der Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Re­
publik wende ich mich an Sie in der Erwartung, daß 
Sie die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, damit die 
belasteten Nazi-Richter und -Staatsanwälte aus der 
Justiz entfernt werden. Liegt es doch im Interesse der 
friedlichen Entwicklung und des Ansehens der deut­
schen Nation, daß die Justiz die Grundsätze der Rechts­
staatlichkeit und Demokratie wahrt.

Ich schlage Ihnen vor, daß Sie einen Bevollmächtigten 
ernennen, der die vorliegenden Dokumente bei mir ein­
sieht und beglaubigtes Beweismaterial entgegennehmen 
kann. Das Erscheinen des Bevollmächtigten bitte ich 
rechtzeitig mitzuteilen.

Mit vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Melsheimer

141


